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Die Kleine Anfrage beantworte ich nach Abstimmung mit dem 
Bundesverkehrsministerium wie folgt; 


Nachdem die Bundesregierung erwägt, die Strafbestimmungen für 
alkoholbeeinflußtes Fahren im Straßenverkehr zu verschärfen und 
damit einen Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit auf unseren 
Straßen zu leisten, erscheint es notwendig, alle erreichbaren Tat- 
sachen und Erfahrungen kennen zu lernen. 

Strafend greift der Staat immer nur dann ein, wenn die Rechts- 
verletzung bereits begangen ist. Auf das zukünftige ^erhalten 
der Menschen haben strafrechtliche Bestimmungen fast nur Ein- 
fluß durch ihre abschreckende Wirkung. Die gemachten Erfahrun- 
gen mit Verschärfungen des Verkehrsstrafrechts durch das Zweite 
Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs und ihr Einfluß auf das 
Unfallgeschehen müssen ebenso deutlich in den Prüfungs- und Ent- 
scheidungsprozeß einbezogen werden, wie die andererseits ge- 
machten Erfahrungen, die sich aus einer Milderung der strafrecht- 
lichen Normen durch das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
im Zusammenhang mit dem Achten Strafrechtsänderungsgesetz 
ergeben haben. 

Auch die Erfahrungen, die in anderen Ländern mit dem Problem 
der Unfallhäufigkeit und insbesondere mit dem Alkoholeinfluß 
als Ursache für Unfälle gemacht wurden, müssen berücksichtigt 
werden. 

Die nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland erschreckend 
hohe Zahl von Unfalltoten und Unfallverletzten im Straßenverkehr 
müssen Veranlassung sein, die wirksamsten und umfassendsten 
staatlichen Maßnahmen zu suchen, um diesem Geschehen Einhalt 
zu gebieten. 

Erleichternde oder verschärfte strafrechtliche Normen sollten nur 
beschlossen werden, wenn hinreichend sicher ist, daß der erwartete 
Erfolg, nämlich die Verminderung des Unfallgeschehens, dadurch 
erreicht werden kann. 

Zur Vorbemerkung der Kleinen Anfrage ist grundsätzlich auf 
folgendes hinzuweisen: 

Die Anfrage geht offensichtlich auf den Verkehrsbericht 1970 
der Bundesregierung zurück, in dem u. a. ausgeführt worden 
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ist, daß die Bundesregierung angesichts der Zunahme der auf 
Alkoholeinfluß zurückzuführenden Unfälle erwäge, im Rahmen 
eines Bußgeldtatbestands das Führen eines Kraftfahrzeuges zu 
verbieten, wenn der Kraftfahrer eine Blutalkoholkonzentration 
(BAK) von mindestens 0,8-Promille aufweist. Abgesehen davon, 
daß die Entschließung über diese Erwägung zunächst bis zum 
Ausgang einer vom Bundesminister für Verkehr eingeleiteten 
Aufklärungsaktion aufgeschoben worden ist, steht bei der er- 
wogenen gesetzgeberischen Maßnahme eine Verschärfung des 
geltenden Strafrechts - wie es die Fragesteller meinen - kei- 
nesfalls im Vordergrund. 

Das Schwergewicht der erwogenen Einführung eines sogenann- 
ten Gefahren-Grenzwertes von 0,8-Promille liegt vielmehr in 
der davon erwarteten prophylaktischen Wirkung, Nach dem 
geltenden Strafrecht, das sich mit dem Führen eines Fahrzeugs 
unter Alkoholeinwirkung befaßt (§§ 315 c Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a 
und 316 StBG), ist das Führen eines Kraftfahrzeuges verboten, 
wenn der Fahrzeugführer infolge des Genusses alkoholischer 
Getränke oder anderer berauschender Mittel „nicht in der Lage 
ist, das Fahrzeug sicher zu führen", also fahrunsicher ist. Wann 
er diesen Zustand der „Fahrunsicherheit" erreicht hat, kann der 
alkoholisierte Kraftfahrzeugführer oft nur schwer erkennen, 
zumal dieser Zustand nicht etwa stets mit dem äußeren Erschei- 
nungsbild eines Rausches übereinstimmt. Ein angemessen nied- 
rig festgesetzter Gefahren-Grenzwert, bei dem nämlich die 
Mehrheit aller Kraftfahrzeugführer eine im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit nicht mehr hinnehmbare Gefährdung für sich 
und andere darstellen, bietet demgegenüber größere Rechts- 
sicherheit und Rechtsklarheit. Der Kraftfahrer kann in dem 
unteren Bereich der Alkoholisierung seinen Alkoholgenuß bes- 
ser kontrollieren, eine Fähigkeit, die nach medizinischen Er- 
kenntnissen bei über 0,8-Promille liegenden Blutalkoholkon- 
zentration in der Regel weitgehend verloren geht; er hört vor 
allem auch früher auf zu trinken, wenn er anschließend noch 
ein Kraftfahrzeug führen will. Er ist dann in der Regel auch 
nicht so gefährlich, wie ein Kraftfahrer, der sich an die von der 
Rechtsprechung erst bei 1,3 Promille, die sogenannte absolute 
Fahrunsicherheits-Grenze, als die vermeintlich erlaubte Grenze 
„herantrinkt". Der Kraftfahrer, der noch immer glaubt, nach 
Alkoholgenuß ein Kraftfahrzeug führen zu müssen, würde sich 
somit frühzeitiger, d. h. schon nach wesentlich geringerem 
Alkoholkonsum, den er noch gut übersehen kann, zu entschei- 
den haben. Diese Entscheidung träfe er in einem Zustand bes- 
serer Entscheidungsfähigkeit als bisher. Er würde dann nicht 
mehr so leicht in den Bereich des kriminellen Strafrechts hin- 
eingeraten. Ein angemessen niedrig, d. h. bei 0,8-Promille, an- 
gesetzter Gefahren-Grenzwert würde mithin nicht zu vermehr- 
ten Bestrafungen, sondern gerade zu deren Vermeidung sowie 
zu einer Entschärfung der Gefährlichkeit alkoholisierter Kraft- 
fahrer und damit auch zu einer Hebung der Verkehrssicherheit 
beitragen. 

Es geht der Bundesregierung bei der erwogenen Neuregelung 
mithin in erster Linie um die Schaffung einer für den Betroffe- 
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nen transparenteren Vorschrift, die sein verkehrssoziaies Ver- 
halten erleichtern soll. Die Beantwortung der gestellten Fragen 
unterstreicht die Ansicht der Bundesregierung, daß die geltende 
Regelung unzulänglich ist. 


Zu den einzelnen Fragen: 


1. Wie hat sich die Zahl der Unfälle im Straßenverkehr mit 
Personenschäden einerseits und dabei festgestellter Ursache 
„Alkoholeinfluß" andererseits entwickelt 

a) in Schweden seit der Einführung der 0,5-Promillegrenze - 
liegt für die Zeit vor dieser Einführung vergleichbares 
Zahlenmaterial vor - 

b) in Österreich vor und nach der Einführung der 0,8-PromiUe- 
grenze? 

a) Nach den Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes Wies- 
baden (Fachserie H Verkehr, Reihe 6 Straßenverkehrsun- 
fälle) entwickelten sich die Unfälle im Straßenverkehr mit 
Personenschaden in Schweden und Österreich wie folgt: 

Schweden Österreich 


1957 

16 345 


1958 

16 763 


1959 

17 169 


1960 

17 223 


1961 

18 058 

42 653 

1962 

17 518 

41 954 

1963 

18 234 

43 736 

1964 

19 208 

45 784 

1965 

18 144 

44 970 

1966 

16210 

47 250 

1967 

15 414 

49 539 

1968 

16 817 

48 963 

1969 

15 963 

50 189 


b) In Schweden wurde die Blutalkoholbestimmung bei Ver- 
dacht einer Alkoholbeeinflussung beim Autofahren im 
Jahre 1934 eingeführt. Im Jahre 1941 wurden bestimmte 
Promillegrenzen, und zwar bei 0,8 und 1,5, gesetzlich fest- 
gelegt; die 0,8-Promillegrenze wurde 1957 auf 0,5-Promille 
gesenkt. 

Aus dem Bericht einer vom schwedischen Justizministerium 
eingesetzten Kommission mit dem Titel „Trafiknykterhets- 
Brott" (Statens offenliga utredningar 1970 : 61) ergibt sich 
folgendes über die Entwicklung der Alkoholkriminalität im 
Straßenverkehr: 

Die nachstehende Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der Alko- 
holkriminalität im Straßenverkehr in absoluten Zahlen: 


3 



Dnicksadie VI/1660 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Verurteilte 


1950 

2 100 

1951 

2 900 

1952 

3 400 

1953 

3 458 

1954 

3 967 

1955 

5 618 

1956 

7 322 

1957 

8 230 

1958 

8 486 

1959 

9 122 

1960 

8 229 

1961 

8 939 

1962 

10 395 

1963 

8 367 

1964 

9 796 

1965 

10 141 

1966 

11 474 

1967 

12 839 

Die folgende Tabelle 2 bezeichnet die relative Kriminali- 
tätsentwicklung auf dem Gebiet der Trunkenheit im Stra- 
ßenverkehr: 


Taten 

(Polizeistatistik) je 1000 Kraft- 
fahrzeuge (einsdil. Mopeds) 

1950 

5,199 

1951 

5,745 

1952 

5,716 

f953 

5,526 

1954 

5,170 

1955 

5,504 

1956 

6,186 

1957 

5,848 

1958 

5,463 

1959 

5,557 

1960 

4,981 

1961 

4,926 

1962 

4,420 

1963 

4,289 

1964 

4,940 

1965 

5,315 

1966 

5,166 

1967 

5,216 

Das nachstehende Diagramm zeigt mit der ununterbroche- 
nen Linie die Zahl der Blutproben pro 1000 Motorfahrzeuge; 
die unterbrochene Linie gibt die Zahl der Trunkenheits- 
delikte pro 1000 Motorfahrzeuge an: 
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Diagram 1 Pen relativa brottsutvecklingen 
Anfot 



Antal blodprov per lOOO-tal motorfordon 

— — Antal brott per lOOO-tol motorfordon 


Diese Kriminalitätsentwicklung wird in dem Bericht (Seiten 
46 bis 48) wie folgt charakterisiert: 

Bemerkenswert sei, daß die Zahl der Trunkenheitsdelikte 
pro Tausend Motorfahrzeuge im Jahre 1950 und im Jahre 
1967 den gleichen absoluten Wert erreicht habe. Nach 
einem gewissen Anstieg im Jahre 1951 sei die relative 
Trunkenheitskriminalität (Zahl der Straftaten pro 1000 Mo- 
torfahrzeuge) in den Jahren 1953 bis 1954 zurückgegangen. 
Beginnend mit dem Jahr 1955 habe sich im Jahre 1956 ein 
Zuwachs gezeigt; er hänge möglicherweise damit zusam- 
men, daß am 1. Oktober 1955 die Rationierung von Alkohol 
aufgehoben worden ist. Der Bericht fährt fort: „Seit 1957 
- dem Jahr, in dem die untere Promillegrenze von 0,8 auf 
0,5-Promille gesenkt wurde - verminderte sich wiederum 
die relative Trunkenheitskriminalität bis einschließlich 1963. 
Diese Abnahme ist in verschiedener Weise erklärt worden. 
An sich hätte man einen Zuwachs erwartet, da der Umfang 
der Strafbarkeit im Jahre 1957 ausgeweitet worden ist. Eine 
Erklärung für die Abnahme kann darin liegen, daß die Ver- 
schärfung des Gesetzes im Jahre 1957 von Trunkenheits- 
fahrten im Verkehr abgehalten hat. Eine andere Erklärung 
kann darin bestehen, daß die Überwachungsmöglichkeiten 
der Polizei nicht ausgereicht haben, um die Entdeckungs- 
quote auf demselben Niveau wie vorher zu halten". Für 
das Jahr 1963 wird darauf hingewiesen, daß hier die staat- 
lichen Alkoholgeschäfte von Ende Februar bis Mitte April 
bestreikt worden sind. Für das Jahr 1967 sei anzumerken, 
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daß viele Personen von der Benutzung ihres Fahrzeuges in 
der Zeit um die Einführung des Rechtsverkehrs Abstand 
genommen haben (September 1967). Das bedeutete wahr- 
scheinlich, daß im Jahre 1967 die relative Deliktshäufigkeit 
verhältnismäßig groß gewesen sei. Die Abnahme der relati- 
ven Deliktshäufigkeit im Jahre 1968 könne vielleicht auf 
die größere Vorsicht in dem neu eingeführten Rechtsverkehr 
zurückgeführt werden. Für das Jahr 1969 sei ein markanter 
Zuwachs in der absoluten Zahl festzustellen; er betrage 
ungefähr 13 Vo. Hierbei müsse aber beachtet werden, daß 
die Zahlen für das Jahr 1968 verhältnismäßig niedrig ge- 
legen haben; der Sprung von 1967 nach 1969 sei weniger 
aufgefallen. Es sei nicht ausgeschlossen, daß der Zuwachs 
der absoluten Zahl für 1969 auf einer vermehrten Entdek- 
kungshäufigkeit beruhe. 

c) In Österreich ist mit Wirkung ab 1. Januar 1961 die 0,8- 
Promille-Grenze gesetzlich eingeführt worden. Statistische 
Unterlagen über die Unfallentwicklung vor der Einführung 
dieser Regelung liegen nicht vor. Ab 1961 weisen alkohol- 
bedingte Unfälle folgende Entwicklung auf: 

Jahr Unfälle mit Getötete durch Kraftfahrzeug- 

Trunkenheit Trunkenheit bestand 

(in Klammern: 

Anteil an allen 
Getöteten) 


1961 

3642 

268 (16,3 «/o) 

926 945 

1962 

3720 

280 (17,2 o/o) 

1 004 408 

1963 

3983 

350 ( 19 , 30 / 0 ) 

1 088 426 

1964 

4144 

328 ( 16 , 50 / 0 ) 

1 160 989 

1965 

3984 

318 (17,3 o/o) 

1 234 324 

1966 

4072 

319 (17,0 0 / 0 ) 

1 319 450 

1967 

4632 

363 (17,0 o/o) 

1 406 549 

1968 

4460 

365 ( 16 , 90 / 0 ) 

1 484 947 

1969 

4524 

330 ( 15 , 90 / 0 ) 

1 567 660 

Wenn man die Entwicklung in Schweden, Österreich und 
Deutschland vergleicht, ergibt sich, daß der Prozentsatz der 
Unfallursache Alkoholeinfluß bei den Unfällen mit Ge- 
töteten dort am niedrigsten ist, wo auch der Blutalkohol- 
Grenzwert am niedrigsten ist. Das ergibt sich aus folgender 
Übersicht des Jahres 1968: 

Land 


Blutalkohol- Prozentzahl der bei 

Grenzwert Alkoholunfällen Getöteten 

Schweden 


0,5 %0 

10,50/0 

Österreich 


0,8 %o 

16,90/0 


Deutschland 1,3 %o 28,6 Vo 

(Rechtsprechung) 

e) außerhalb der gestellten Frage erlaube ich mir zusätzlich 
einen Hinweis auf die Unfallentwicklung in England nach 
Einführung einiger Maßnahmen zur Hebung der Verkehrs- 
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Sicherheit, insbesondere der 0,8 Promille-Grenze (Oktober 
1967), soweit mir Zahlenmaterial vorliegt: 

Verkehrsunfälle in Großbritannien 
von August 1967 bis Dezember 1968 

Monat Anzahl Prozentuale Veränderung 

verglichen mit dem Vorjahr 


August 1967 

33 737 

+ 1 

September 1967 

33 560 

+ 5 

Oktober 1967 

30.995 

— 12 

November 1967 

28 880 

— 13 

Dezember 1967 

29 707 

— 21 

Januar 1968 

23 885 

— 13 

Februar 1968 

24 679 

— 9 

März 1968 

27 493 

— 9 

April 1968 

26 715 

— 6 

Mai 1968 

28 747 

— 16 

Juni 1968 

30 272 

— 2 

Juli 1968 

31 253 

— 10 

August 1968 

32 139 

— 5 

September 1968 

31 228 

— 7 

Oktober 1968 

31 377 

+ 1 

November 1968 

30 753 

+ 7 

Dezember 1968 

30 637 

+ 3 


2. Haben die Straftaten im Straßenverkehr, insbesondere das 
Fahren unter Alkoholeinfluß, durch die Verschärfung und 
Erweiterung der Straftatbestände mit dem Zweiten Gesetz zur 
Sicherung des Straßenverkehrs vom 26. November 1964 absolut 
oder wenigstens relativ abgenommen? 

Zur Beantwortung der Frage 2. verweise ich auf die An- 
lagen 1 (Entwicklung der Verkehrsstraftaten) und 2 (Unfall- 
ursachenentwicklung in den Monaten Januar bis Dezember 
1965). Im Jahre 1965, d. h. nach Inkrafttreten des 2. Straßen- 
verkehrssicherungsgesetzes, hat die Ursache „Alkoholein- 
fluß bei Straßen-Verkehrs-Unfällen" um 10,6% abgenom- 
men. Im Jahre 1966 hat sich die Unfallursache Alkoholein- 
fluß gegenüber dem Vorjahr um 8,8% erhöht; das bedeutet 
aber gegenüber 1964 immer noch eine absolute Abnahme 
dieser Unfallursache ( — 1,8%). Das Strafverschärfungen 
allein ohne gleichzeitige hinreichend praktikable Ausgestal- 
tung des Straftatbestands und ohne die erforderlichen Be- 
gleitmaßnahmen (wie ausreichende Erziehungs- und Auf- 
klärungsarbeit, intensive Überwachung und angemessene 
gleichmäßige Strafzumessung) auf die Dauer offensichtlich 
keine günstige Entwicklung erwarten lassen, entspricht all- 
gemeinen internationalen Erfahrungen. 
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3. Wie hat sich die absolute und die relative Häufigkeit der fest- 
gestellten Straftaten im Straßenverkehr mit und ohne Alkohol- 
einfluß in der BRD entwickelt und zwar vor und nach dem 
30. September 1969? 

Soweit Zahlenmaterial über Verurteilungen bis einsdiließ- 
lieb 1968 vorliegt, ist die Frage weitgehend bereits unter 
Frage 2. beantwortet worden. Die entsprechenden statisti- 
schen Angaben über die Entwicklung der Straftaten im 
Straßenverkehr in der BRD im Jahre 1969 sind bisher nicht 
veröffentlicht. Sie sind erst in der 2. Hälfte des nächsten 
Jahres zu erwarten. 


4. a) In wie vielen Fällen sind Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr 
für im Verkehr begangene Straftaten mit Alkoholeinfluß 
seit dem 1. Oktober 1969 verhängt und in wie vielen Fällen 
zur Bewährung ausgesetzt worden? 

b) Wie lauten die entsprechenden V4-Jahreszahlen für die Zeit 
ab 1. Januar 1966 bis zum 30. September 1969? Gebeten wird 
auch um Angabe der Verhältniszahlen in v.H. -Sätzen? 


Soweit zu 4. a) Zahlenmaterial für das Jahr 1969 erbeten 
ist, gilt das zu Frage 3 Gesagte. Vierteljahreszahlen, wie 
sie zu 4. b) erbeten werden, sind in der Strafverfolgungs- 
statistik auch für die Zeit ab 1. Januar 1966 nicht ausge- 
wiesen. 


5. Wie hoch etwa lag der Promillegehalt bei den Tätern nach § 316 
StGB (Trunkenheit im Verkehr) und den Tätern nach § 315 c 
StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) sowie den sonstigen 
Tätern, die wegen alkoholbedingten Verhaltens im Straßen- 
verkehr straffällig wurden in den letzten fünf Jahren? 

Das gewünschte Zahlenmaterial wird amtlich statistisch nicht 
erfaßt; es ist daher nicht greifbar und auch in absehbarer 
Zeit nicht zu beschaffen. Wie sich aus der Anlage zur Ant- 
wort auf die Frage 2 ergibt, sind in den Jahren 1965 bis 
1968 mehrere Hunderttausend Personen wegen alkoholbe- 
dingter Verkehrsstraftaten verurteilt worden. Es müßten 
also die gesamten Akten auf den der Verurteilung jeweils 
zugrunde liegenden Promillegehalt durchgesehen werden, 
eine Arbeit, die mehrere Personen für eine längere Zeit in 
Anspruch nehmen würde und von den Landesjustizverwal- 
tungen, die dafür in Betracht kämen, bei ihrer derzeitigen 
personellen Ausstattung und Belastung in absehbarer Zeit 
nicht geleistet werden könnte. 

Ich darf statt dessen das mir vorliegende Ergebnis einer 
1967/68 bei den Landes justizverwaltungen durchgeführten 
Umfrage nach dem Anteil der Blutalkoholkonzentration im 
Bereich der sogenannten relativen Fahrunsicherheit (unter 
1,3 %o) bei Verurteilungen wegen fahrlässiger Tötung im 
Straßenverkehr durch Trunkenheit im Jahre 1965 Vv^ieder- 
geben. Danach war der Anteil der mit BAK-Werten ab 
1,3 Promille Verurteilten erwartungsgemäß am größten, - 
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derjenige mit BAK-Werten unter 0,8 Promille um gering- 
sten. Die Zahlen lauteten im einzelnen wie folgt: 


Land 


Zahl der nach 
§ 222 StGB einge- 
leiteten Verfahren, 
in denen der 
Beweis der Fahr- 
untüchtigkeit nicht 
erbracht werden 
konnte, obwohl zur 
Tatzeit Promille- 

Unter 0,8 bis Ab 1 ,3 %o werte über 0,8 

0,8 %o 1,29 %o Vorlagen 

12 3 4 


Baden- 


Württemberg 

9 v.H. 

32 v.H. 

59 v.H. 

50 

Hamburg 

0 v.H. 

22 v.H. 

78 v.H. 


Niedersachsen 

9 v.H. 

24 v.H. 

67 v.H. 

100 

Nordrhein- 

Westfalen 

5 v.H. 

27 v.H. 

68 V.H. 

32 

Rheinland- 

Pfalz 

13 v.H. 

22 v.H. 

65 v.H. 

25 


Der hier besonders interessierende Anteil der BAK-Werte 
zwischen 0,8 und 1,29 Promille ist mit 22 bis 32 Vo sehr hoch 
einzuschätzen; das insbesondere, wenn man bedenkt, daß in 
diesem Bereich der Nachweis der alkoholbedingten Fahr- 
unsicherheit oft erheblichen Schwierigkeiten auf der Grund- 
lage des geltenden Rechts begegnet (vgl. dazu Spalte 4). 
Der Überblick zeigt deutlich die hohe Gefährlichkeit auch 
der Kraftfahrer, die mit BAK-Werten von weniger als 1,3 
Promille am Straßenverkehr teilnehmen. Das Ergebnis steht 
weitgehend im Einklang mit entsprechenden in- und aus- 
ländischen wissenschaftlichen Untersuchungen. 

Da im übrigen für den Alkoholunfall der sogenannte 
„Alleinunfall" - also der Unfall ohne andere Kollisions- 
partner - besonders charakteristisch ist (z. B.: von 12 535 
alkoholbedingten Unfällen 1962 in Nordrhein-Westfalen 
waren 4 429 (35 Vo) Alleinunfälle - gegenüber 14 Vo bei 
nicht alkoholbedingten Unfällen; Rannow, Die zahlenmäßige 
Bedeutung des alkoholbedingten Verkehrsunfalls, 1966; 
vgl. auch die multifaktorielle statistische Analyse von 6 803 
Urteilen über die „Strafzumessungspraxis bei Verkehrs- 
delikten in der BRD" von Lewrenz u. a., Schriftenreihe der 
Deutschen Akademie für Verkehrswissenschaft Hamburg, 
Band 6, 1968, S, 111), bei dem außerdem die Schuldfrage 
unproblematisch ist, darf ich ergänzend auch Untersuchun- 
gen erwähnen, nach deren Ergebnissen z. B. 69 Vo der bei 
solchen Unfällen sich selbst getöteten Kraftfahrer über 
0,5 Promille, 49 Vo über 1,5 Promille hatten (nach Prof. Dr. 
Elbel, Bonn). Von Fahrern und Fußgängern, die im Jahre 
1962 von der Polizei in Nordrhein-Westfalen angezeigt wur- 
den, unter dem Einfluß von Alkohol einen Verkehrsunfall 
mit Personenschaden verursacht zu haben, hatten etwa 
88 Vo eine BAK von 0,8 Promille oder mehr. 
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6. Treffen für die Zeit nach dem 1. Oktober 1969 die Feststellun- 
gen in dem Aufsatz „Die Strafverfolgung gegen Straßen- 
verkehrssünder 1966" im Heft 6/1968 der Zeitschrift „Wirtschaft 
und Statistik" im wesentlichen noch zu, wonach 

die Verkehrssünder, die z. Z. der Tat unter Alkoholeinfluß 
standen, 1966 zu etwa 93 ®/o eine Freiheitsstrafe erhielten, 
auch wenn sie keinen Unfall verursacht hatten; 

bei Unfall der Anteil auf 95 ®/o und wenn andere Personen 
zu Schaden kamen auf 96,7 ®/o stieg; 

Ersttäter nach § 316 StGB weit überwiegend Freiheitsstrafen 
erhielten; 

von diesen verhängten Strafen zur Bewährung ausgesetzt 
wurden 

a) bei fahrlässiger Tötung 15 ®/o, 

b) bei Verkehrsunfallflucht 26 ®/o und 

c) bei Verkehrsgefährdung sowie bei fahrlässiger Körper- 
verletzung je 29 ®/o? 

Es wird gebeten, bei der Beantwortung der einzelnen Fragen die 
Entwicklung mindestens der letzten fünf Jahre, aufgeteilt nach den 
einzelnen Jahren, den absoluten Zahlen und den v. H. -Zahlen, 
anzugeben. 

über die Strafzumessungspraxis bei Alkoholdelikten im 
Jahre 1969 liegt - wie bereits zu Frage 3 ausgeführt - noch 
keine Übersicht vor. Doch dürfte davon auszugehen sein, 
daß seit dem Stichtag des Inkrafttretens der Übergangsvor- 
schriften zum Ersten Gesetz zur Reform des Strafrechts 
(1. September und nicht 1. Oktober 1969) nicht mehr die 
bis dahin in einigen Bundesländern vorherrschende kurze 
Freiheitsstrafe, sondern nach § 14 StGB die Geldstrafe ver- 
bunden mit Entziehung der Fahrerlaubnis oder Fahrverbot 
im Vordergrund steht. 


Gerhard Jahn 
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